
§ 13 

(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Entschädigungsfonds wird eine rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts errichtet, die mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als entstanden gilt. Organe der 
Anstalt sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. Die Anstalt untersteht der Aufsicht des 
Bundesministeriums der Justiz. Das Nähere über die Anstalt bestimmt die Satzung, die von der 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates aufgestellt wird. Die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung befugten 
Versicherungsunternehmen und die Haftpflichtschadenausgleiche im Sinne von § 1 Abs. 3 Nr. 3 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes sowie die nach § 2 Nrn. 1 bis 4 von der Versicherungspflicht befreiten 
Halter nichtversicherter Fahrzeuge sind verpflichtet, unter Berücksichtigung ihres Anteils am 
Gesamtbestand der Fahrzeuge und der Art dieser Fahrzeuge an die Anstalt Beiträge zur Deckung der 
Entschädigungsleistungen und der Verwaltungskosten zu leisten. Das Nähere über die Beitragspflicht 
bestimmt das Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und dem 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und 
dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
die Stellung des Entschädigungsfonds einer anderen bestehenden juristischen Person zuzuweisen, 
wenn diese bereit ist, die Aufgaben des Entschädigungsfonds zu übernehmen, und wenn sie 
hinreichende Gewähr für die Erfüllung der Ansprüche der Ersatzberechtigten bietet. Durch die 
Rechtsverordnung kann sich das Bundesministerium der Justiz die Genehmigung der Satzung dieser 
juristischen Person vorbehalten und die Aufsicht über die juristische Person regeln. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz wird ferner ermächtigt, im Einvernehmen mit den in Absatz 2 
genannten Bundesministerien durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, von welchem Zeitpunkt ab die Anstalt (Absatz 1) oder die durch Rechtsverordnung 
(Absatz 2) bezeichnete juristische Person von Ersatzberechtigten in Anspruch genommen werden 
kann, und zu bestimmen, daß eine Leistungspflicht nur besteht, wenn das schädigende Ereignis nach 
einem in der Verordnung festzusetzenden Zeitpunkt eingetreten ist. Die Anstalt kann jedoch 
spätestens zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wegen der Schäden, die sich nach 
diesem Zeitpunkt ereignen, in Anspruch genommen werden, sofern nicht bis zu diesem Zeitpunkt den 
Ersatzberechtigten durch Rechtsverordnung die Möglichkeit gegeben worden ist, eine andere 
juristische Person in Anspruch zu nehmen. 

(4) Der Entschädigungsfonds ist von der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und der 
Vermögensteuer befreit. 

(5) Die vom Entschädigungsfonds zur Befriedigung von Ansprüchen nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 in einem 
Kalenderjahr zu erbringenden Aufwendungen sind auf 0,5 vom Hundert des 
Gesamtprämienaufkommens der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung des vorangegangenen 
Kalenderjahres begrenzt. 


